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Einleitung

Vertrauen ist gut, ist Kontrolle besser?1 Ein zentraler aktueller Diskurs im EU-
Recht kreist um das Verhältnis zwischen der Vertrauenswürdigkeit der Mitglied-
staaten in Bezug auf die rechtmäßige Umsetzung und Anwendung des Unions-
rechts einerseits und der Notwendigkeit von Eingriffsmaßnahmen auf EU-Ebene
zur Verteidigung der Unionswerte andererseits.2 Die Entwicklung von „Ver-
trauen“ zum Kernbegriff des Unionsrechts zeigte sich bereits eindrücklich an-
hand des EMRK-Beitrittsgutachtens des EuGH aus dem Jahr 2014, in welchem
der Gerichtshof aus dem Vertrauensgrundsatz folgerte, dass die Mitgliedstaaten
bei der Durchführung des Unionsrechts

„weder die Möglichkeit haben, von einem anderen Mitgliedstaat ein höheres nationales
Schutzniveau der Grundrechte zu verlangen als das durch das Unionsrecht gewährleistete,
noch – von Ausnahmefällen abgesehen – prüfen können, ob dieser andere Mitgliedstaat in
einem konkreten Fall die durch die Union gewährleisteten Grundrechte tatsächlich be-
achtet hat“.3

Demzufolge wird die Unionsrechtstreue der Mitgliedstaaten bei unionsrechtli-
chen Kooperationsbeziehungen grundsätzlich nicht in Zweifel gezogen bzw. ge-
prüft. Vertrauen stellt somit nicht eine – unter mehreren – Voraussetzung(en) für
die horizontale Verwaltungskooperation zwischen den Mitgliedstaaten dar, son-
dern die einzige Voraussetzung, auf der zudem das zentrale Rechtsinstitut der
gegenseitigen Anerkennung basiert.4 Aufgrund der fehlenden primärrechtlichen
Verankerung herrscht allerdings keine Einigkeit über die Rechtsgrundlage des
Vertrauensgrundsatzes, dessen (genauen) normativen Gehalt, die Bezugspunkte
des Vertrauens sowie die daraus resultierenden Rechtsfolgen für die Mitglied-
staaten und gegebenenfalls die Unionsorgane.

1 Vgl. die Beitragstitel von K. Müller, ZEuS 2016, 345 (345 ff.); A. K. Weilert, in: M. A.
Weingardt (Hrsg.), Vertrauen in der Krise, 2011, S. 105 (105 ff.).

2 S. A. von Bogdandy, ZaöRV 79 (2019), 503 (508 ff.); J.-W. Müller, ELJ 21 (2015), 141
(144 ff.).

3 EuGH, Gutachten 2/13, ECLI:EU:C:2014:2454, Rn. 192 – Beitritt der Union zur
EMRK.

4 So etwa E. Schmidt-Aßmann, Die Verwaltung 2010, Beiheft 10, 263 (269 f.); ähnlich
M. Hartmann, Europäisierung und Verbundvertrauen, 2015, S. 15; E. Schmidt-Aßmann/A.-K.
Kaufhold, in: A. Voßkuhle/M. Eifert/C. Möllers (Hrsg.), GVwR, Bd. II, 3. Aufl. 2022, § 27,
Rn. 18.
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2 Einleitung

Die Verrechtlichung des herkömmlichen sozialen5 Vertrauensbegriffs basiert
weitgehend auf den in Art. 2 EUV proklamierten Unionswerten, die alle Mit-
gliedstaaten teilen und bei der Durchführung des Unionsrechts stets achten müs-
sen.6 Die Annahme, dass die Unionswerte in den Mitgliedstaaten zum Ausdruck
kommen und in ihrem Inhalt mit den grundlegenden nationalen Wertentschei-
dungen übereinstimmen, bildet dabei den Kern der Vertrauensvermutung.7 Die
in mehreren Mitgliedstaaten ausgebrochene Rechtsstaatlichkeitskrise,8 d.h. die
Erosion der Rechtsstaatlichkeit (Art. 2 S. 1 EUV) durch mitgliedstaatliche Maß-
nahmen, rückt allerdings die Frage nach den Grenzen des diesen Mitgliedstaaten
entgegenzubringenden Vertrauens in den Vordergrund. Dies nicht zuletzt ange-
sichts der Tatsache, dass „Rechtsstaatlichkeit in der Europäischen Union keine
Option [ist]. Sie ist Pflicht.“9 Wo endet die Autonomie der Mitgliedstaaten, über
die Durchsetzung der Unionswerte – insbesondere der Rechtsstaatlichkeit – sou-
verän zu entscheiden und wann ist eine zentrale Reaktion durch die EU ange-
zeigt? Hier offenbart sich ein Spannungsverhältnis zwischen nationalem und
unionsrechtlichem Tätigwerden, dessen schonender Ausgleich eine komplexe
Aufgabe ist.

Vor diesem Hintergrund möchte diese Arbeit zu dem juristischen Vertrauens-
diskurs beitragen, indem sie die Entwicklung des Vertrauensbegriffs in der
EuGH-Rechtsprechung nachzeichnet, die Rechtsnatur des gegenseitigen Ver-
trauens anhand des Primärrechts untersucht und dessen Zusammenhang zur
Rechtsstaatlichkeit(skrise) darlegt. Sie setzt sich zum Ziel, die Funktionsweise
des Vertrauensgrundsatzes anhand verschiedener Referenzgebiete des Unions-
rechts aufzuzeigen. In den Blick genommen werden hierbei die Grundfreiheiten,
der Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts sowie der Bereich der
Finanz- und Bankenaufsicht. Die Analyse zeigt die bislang zum Teil inkohärente
Handhabung des Vertrauensgrundsatzes in Rechtsetzung und Rechtsprechung,
wo dieser als Grundlage des Anerkennungsprinzips, als Ziel von Sekundärrechts-
akten und zugleich als eigenständiger Rechtsgrundsatz aufgefasst wird. Uni-

5 M. Hartmann, Europäisierung und Verbundvertrauen, 2015, S. 26 ff.; N. Luhmann, Ver-
trauen, 5. Aufl. 2014, S. 27 ff.

6 EuGH, Gutachten 2/13, ECLI:EU:C:2014:2454, Rn. 168 – Beitritt der Union zur
EMRK.

7 I. Pernice, in: J. Krüper/M. Payandeh/H. Sauer (Hrsg.), Konrad Hesses normative Kraft
der Verfassung, 2019, S. 165 (170, 177); ferner unter 6. Kap., A., S. 191 ff.

8 Vgl. A. von Bogdandy, in: S. Kadelbach (Hrsg.), Verfassungskrisen in der EU, 2018, S. 23
(24 ff.); C. Rizcallah, Le principe de confiance mutuelle en droit de l’Union européenne, 2020,
S. 312 ff., Rn. 493 ff. Die Rechtsstaatlichkeitskrise stellt wiederum eine Ausprägung der Po-
lykrise dar, in der sich die EU derzeit befindet, vgl. J.-C. Juncker, Rede im Bayerischen
Landtag vom 14. Juni 2018, SPEECH/18/4166; M. Knodt/M. Große Hüttmann/A. Kobusch,
in: A. Grimmel (Hrsg.), Die neue Europäische Union, 2020, S. 119 (119); M. Ludwigs/S.
Schmahl, in: dies. (Hrsg.), Die EU zwischen Niedergang und Neugründung, 2020, S. 19 (19).

9 J.-C. Juncker, Rede zur Lage der Union 2017 vom 13. September 2017, SPEECH/17/
3165.
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onsgesetzgeber und EuGH setzen dem Vertrauensgrundsatz dabei je nach Refe-
renzgebiet unterschiedliche Grenzen, weshalb es bislang weder eine allgemeine
Definition des Vertrauensgrundsatzes gibt noch Klarheit vor allem hinsichtlich
seiner Reichweite besteht.10 Im Mittelpunkt der nachfolgenden Untersuchung
steht insbesondere die Frage, ob sämtliche oder ausschließlich die absolut ge-
währleisteten Unionsgrundrechte als Grenze des Vertrauens herangezogen wer-
den können. Dabei wird deutlich werden, dass die EGMR-Rechtsprechung einen
wertvollen Beitrag zur Klärung dieser Fragestellung leisten kann. Als gemein-
same Topoi der betrachteten Referenzgebiete wird sich die Gleichwertigkeit der
nationalen Rechtsordnungen sowie ihre Fähigkeit, das Unionsrecht gleicher-
maßen zu achten und durchzusetzen, erweisen.

Nachdem Vertrauen mittels eines interdisziplinären Zugriffs als Rechtsbegriff
definiert und seine Kernmerkmale bestimmt wurden, widmet sich der zweite Teil
der Arbeit der Darstellung des Vertrauens als Strukturprinzip der EU. Aufgrund
seiner primärrechtlichen Verankerung in Art. 4 Abs. 3 EUV beinhaltet der Ver-
trauensgrundsatz sowohl eine horizontale Dimension, die das Verhältnis zwi-
schen den Mitgliedstaaten betrifft, als auch eine vertikale Dimension, die sich auf
das Verhältnis zwischen der EU und den Mitgliedstaaten bezieht. Somit verkör-
pert er einen föderalen Grundsatz, der der praktischen Wirksamkeit des Uni-
onsrechts und der Wertesicherung im Europäischen Verfassungs- und Verwal-
tungsverbund dient, wobei die „Vielfalt in der Einheit“ bzw. die „Einheit in der
Vielfalt“11 gewahrt werden.12 Im Weiteren werden sodann die primärrechtlichen
Grenzen des Vertrauensgrundsatzes untersucht. Hierbei wird auf Art. 2 EUV,
Art. 4 Abs. 2 EUV und Art. 7 Abs. 2 EUV eingegangen. Insgesamt nähert sich die
Arbeit dem Vertrauensbegriff somit vorrangig aus einer normativen bzw. dog-
matischen Perspektive an unter Ausgrenzung der Frage nach der faktischen Exis-
tenz von Vertrauen in der Beziehung zwischen der EU und den Mitgliedstaaten13

bzw. den Mitgliedstaaten untereinander.14

Die gravierende Verletzung der Rechtsstaatlichkeit in einigen Mitgliedstaaten
drängt in diesem Kontext ferner die Frage auf, wie sich die Rechtsstaatlichkeits-
krise auf den Vertrauensgrundsatz auswirkt.15 Im dritten Teil der Arbeit werden
daher die Rechtsstaatlichkeit als Unionswert sowie ihr enger Zusammenhang

10 Kritisch M. Nettesheim, EUZ 2018, 4 (17).
11 So lautet auch das Motto der Europäischen Union, abrufbar unter european-union.eu-

ropa.eu/principles-countries-history/symbols/eu-motto de.
12 Vgl. M. Hartmann, Europäisierung und Verbundvertrauen, 2015, S. 23: die EU unter-

liegt „einer identitätsstiftenden Fiktion rechtlicher Einheit in einer Realität rechtlicher Viel-
falt“.

13 K. Drakos/C. Kallandranis/S. Karidis, JCMS 57 (2019), 1228 (1231 ff.); K. Lenaerts,
CMLRev. 41 (2004), 317 (318 ff.); vgl. auch die Pressemitteilung IP/21/1867 der Kommission
vom 23. April 2021.

14 Vgl. im Bereich des Europäischen Haftbefehlsrechts A. Efrat, JEPP 26 (2019), 656
(658 ff.); P. Popelier/G. Gentile/E. van Zimmeren, ELJ 28 (2022), 167 (172 ff.).

15 Vgl. A. Kulick, JZ 75 (2020), 223 (223 ff.).
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zum Vertrauensgrundsatz dargestellt. Einen Schwerpunkt legt die Arbeit dabei
auf die richterliche Unabhängigkeit im Sinne des Art. 19 Abs. 1 UAbs. 2 EUV als
konstituierender Bestandteil des Rechtsstaatsprinzips und wesentliche Funkti-
onsbedingung für den Vertrauensgrundsatz, indem sie die einschlägige EuGH-
Rechtsprechung aufarbeitet und kritisch bewertet.16 Eine nicht unabhängige Ge-
richtsbarkeit, die nicht in der Lage ist, die rechtmäßige Anwendung und Durch-
setzung des (Unions-)Rechts sicherzustellen, erschüttert die Vertrauensvermu-
tung innerhalb der EU in ihren Grundfesten und entzieht ihr im Einzelfall sogar
die Grundlage.17

Die Arbeit schließt mit der Darstellung des „Waffenarsenals“ der EU zur
Wahrung der Rechtsstaatlichkeit. Untersucht werden erstens die Rechtsinstru-
mente politischer Natur, namentlich die Aktivierung des Art. 7 EUV, der EU-
Rahmen zur Stärkung des Rechtsstaatsprinzips,18 das EU-Justizbarometer,19 der
Rechtsstaatsdialog im Rat20 und der Zyklus zur Überprüfung der Rechtsstaat-
lichkeit,21 wobei Reformen für eine effektivere Umsetzung vorgeschlagen wer-
den. Zweitens werden die gesetzgeberischen Maßnahmen dargestellt und bewer-
tet, insbesondere die Rechtsstaatsverordnung 2021 und der damit eingeführte
Konditionalitätsmechanismus. Drittens wird die (direkte und indirekte) gericht-
liche Kontrolle anhand von Art. 258 AEUV und Art. 267 AEUV analysiert. Die
Untersuchung wird ergeben, dass unter bestimmten Voraussetzungen ein allein
auf Art. 2 EUV gestütztes Vertragsverletzungsverfahren eingeleitet werden kann
und dass das Unabhängigkeitserfordernis als Zulässigkeitsvoraussetzung für die
Einleitung des Vorabentscheidungsverfahrens nicht einer vertieften Prüfung, die
der Prüfung im Rahmen des Art. 19 Abs. 1 UAbs. 2 EUV entspräche, unterliegen
soll.22 Die einzelnen Rechtsinstrumente werden als vertrauensgenerierend, ver-
trauensfördernd bzw. vertrauenssichernd kategorisiert und hinsichtlich ihrer Ef-
fektivität in Bezug auf die Sicherung der Rechtsstaatlichkeit evaluiert.

Insgesamt leistet die Arbeit damit vor allem einen Beitrag zum Europäischen
Verfassungs- und Verwaltungsrecht: Ziel ist es, dem Vertrauensgrundsatz schär-
fere Konturen zu verleihen und ihn im Europäischen Verfassungsrecht zu veror-
ten, sodass fortan in Literatur und Judikatur mehr systematische Klarheit über
seine Reichweite herrscht. Daneben wird ein Beitrag zur Debatte über die verti-
kale Zuständigkeitsverteilung im Mehrebenensystem aus Unionsrecht und mit-

16 Grundlegend EuGH, Rs. C-64/16, ECLI:EU:C:2018:117, Rn. 32 – Associação Sindical
dos Juı́zes Portugueses (ASJP).

17 Wie hier D. Kochenov/J. Morijn, EPL 27 (2021), 759 (770); L. Pech/K. L. Scheppele,
CYELS 2017, 3 (11); P. Zinonos, EPL 25 (2019), 615 (631 ff.).

18 KOM(2014) 158 endg.
19 KOM(2013) 160 endg.
20 Schlussfolgerungen des Rates der EU und der im Rat vereinigten Mitgliedstaaten über

die Gewährleistung der Achtung der Rechtsstaatlichkeit vom 12. Dezember 2014 (16134/14).
21 KOM(2019) 343 endg., S. 11 ff.
22 Vgl. EuGH, Rs. C-132/20, ECLI:EU:C:2022:235, Rn. 69 – Getin Noble Bank.
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gliedstaatlichem Verfassungsrecht geleistet, indem Umfang und Grenzen des Tä-
tigwerdens der Unionsorgane zur Wahrung der Unionswerte bzw. der Rechts-
staatlichkeit abgesteckt werden.
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Erster Teil

Die Genese und Entwicklung des Vertrauensgrundsatzes
in unterschiedlichen Referenzgebieten

Der Vertrauensgrundsatz findet seinen Ursprung in der EuGH-Rechtsprechung
und hat sich allmählich zum Kernbegriff der Rechtsprechung sowie der Recht-
setzung entwickelt. Die Fragen nach seiner genauen Ausgestaltung und rechtli-
chen Qualität sind mangels einer expliziten primärrechtlichen Verankerung nach-
wievor umstritten. Aus diesem Grund ist eine Untersuchung des Vertrauensbe-
griffs an erster Stelle in den Referenzgebieten angezeigt, in denen sich der Uni-
onsgesetzgeber und der EuGH zum Grundsatz des Vertrauens als Grundlage der
horizontalen Kooperation bekannt haben. Eine solche Annäherung ist allerdings
nur unter Berücksichtigung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung
möglich, der mit dem Vertrauensgrundsatz unmittelbar verbunden ist. Der An-
erkennungsgrundsatz kennzeichnet die zwischenstaatliche Kooperation in un-
terschiedlichen Bereichen des Unionsrechts und bezieht sich auf Waren und
Dienstleistungen sowie auf gerichtliche Entscheidungen und Hoheitsakte, welche
in einem anderen Mitgliedstaat erlassen wurden. Voraussetzung und Grundlage
dafür bildet, wie zu zeigen sein wird, das gegenseitige Vertrauen zwischen den
Mitgliedstaaten.
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1. Kapitel

Vertrauen im Binnenmarkt

A. Vertrauen als Grundlage des Rechtsinstituts
der gegenseitigen Anerkennung

I. Gegenseitige Anerkennung in harmonisierten Bereichen

Die Genese und ursprüngliche Entwicklung des Vertrauensbegriffs haben im
Bereich der Binnenmarktpolitik stattgefunden, auch wenn seine Bedeutung dort
mittlerweile etwas in den Hintergrund gerückt ist.1 Anlass dazu war die Ausein-
andersetzung des EuGH mit Marktbeschränkungen infolge von Doppelprüfun-
gen von bereits im Herkunftsmitgliedstaat kontrollierten Produkten bzw. erwor-
benen Qualifikationen.2 Der Vertrauensbegriff fand zum ersten Mal im Jahre
1977 Erwähnung,3 nämlich in Bezug auf ein harmonisiertes System gesundheits-
behördlicher Kontrollen in der Rechtssache Bauhuis.4 Der EuGH stellte in die-

1 J. Snell, in: E. Brouwer/D. Gerard (Hrsg.), Mapping Mutual Trust, 2016, S. 11 (11): Dies
liege daran, dass der Binnenmarkt ursprünglich durch detaillierte Harmonisierungsmaßnah-
men aufgebaut wurde; vgl. aber die ausdrückliche primärrechtliche Verankerung der gegen-
seitigen Anerkennung im Binnenmarkt in Art. 57 Abs. 1 EWGV: „Um die Aufnahme und
Ausübung selbständiger Tätigkeiten zu erleichtern, erläßt der Rat während der ersten Stufe
der Übergangszeit einstimmig und danach mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der
Kommission und nach Anhörung der Versammlung Richtlinien für die gegenseitige Aner-
kennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise.“

2 Vgl. etwa EuGH, Rs. 104/75, Slg. 1976, 613, Rn. 26/27 – De Pijper; Rs. 35/76, Slg. 1976,
1871, Rn. 34/36 – Simmenthal I; Rs. 71/76, Slg. 1977, 765, Rn. 19 – Thieffry; Rs. 120/78,
Slg. 1979, 649, Rn. 14 – Rewe/Bundesmonopolverwaltung für Branntwein; Rs. C-340/89,
Slg. 1991, I-2357, Rn. 16 ff. – Vlassopoulou/Ministerium für Justiz u.a. Baden-Württemberg;
zur jüngeren Rechtsprechung s. EuGH, Rs. C-525/14, ECLI:EU:C:2016:714, Rn. 51 – Kom-
mission/Tschechien. Ausführlicher S. Michaels, Anerkennungspflichten im Wirtschaftsver-
waltungsrecht, 2004, S. 213 ff., 399 ff.

3 Vgl. aber KOM(69) 1152 endg., S. 4; eine frühere Bezugnahme auf den Vertrauensbegriff
ist hinsichtlich des Verhältnisses der Mitgliedstaaten zu Drittstaaten erkennbar, EuGH, Gut-
achten 1/75, Slg. 1975, 1335, 1364 – Lokale Kosten („das Vertrauensverhältnis innerhalb der
Gemeinschaft“); Rs. 138/77, Slg. 1978, 1645, Rn. 5 – Ludwig/Freie und Hansestadt Hamburg
(„Prinzip des Mißtrauens gegenüber Drittländern“); Rs. 30/79, Slg. 1980, 151, Rn. 14 – Land
Berlin/Wigei („Im übrigen verpflichtet das Gemeinschaftsrecht die Mitgliedstaaten nicht,
Drittstaaten das gleiche Vertrauen entgegenzubringen, das […] das Verhältnis der Mitglied-
staaten untereinander, kennzeichnen soll […]“).

4 EuGH, Rs. 46/76, Slg. 1977, 5 – Bauhuis.
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sem Zusammenhang fest, dass dieses System auf dem Vertrauen, „das sich die
Mitgliedstaaten hinsichtlich der Garantien entgegenbringen müssen, die sich aus
den vor dem Versand von den Gesundheitsbehörden des Versandlandes durch-
geführten Kontrollen ergeben“, beruhe.5 Diese Argumentationslinie wurde vom
EuGH im Anschluss hieran auch auf andere Bereiche6 des Binnenmarkts über-
tragen, in denen eine Voll- bzw. Teilharmonisierung erfolgte,7 wie z.B. im Kontext
von Fernsehdienstleistungen,8 Hochschulabschlüssen und Berufsqualifikatio-
nen,9 Arzneimitteln10 und im Führerscheinrecht.11 Allen diesen Fällen ist gemein-
sam, dass sich eine Pflicht zur Anerkennung der in einem anderen Mitgliedstaat
durchgeführten Kontrollen oder erworbenen Qualifikationen ausdrücklich oder
implizit aus unionssekundärrechtlichen Rechtsakten ergibt.12 Eine terminologi-
sche Klarstellung bzw. den Zusammenhang zwischen Anerkennung und Ver-
trauen hat der EuGH zu dieser Zeit jedoch nicht vorgenommen bzw. hergestellt.13

5 EuGH, Rs. 46/76, Slg. 1977, 5, Rn. 22/25, 37/39 – Bauhuis; bestätigt durch EuGH, Rs.
C-5/94, Slg. 1996, I-2553, Rn. 19 – Hedley Lomas; Rs. C-11/95, Slg. 1996, I-4115, Rn. 88 –
Kommission/Belgien; Rs. C-124/95, Slg. 1997, I-81, Rn. 49 – Centro-Com.

6 Dazu auch S. Eßlinger, Gegenseitiges Vertrauen, 2018, S. 47.
7 Zu den voll bzw. teilweise harmonisierten Bereichen des Binnenmarkts vgl. C. Rizcallah,

Le principe de confiance mutuelle en droit de l’Union européenne, 2020, S. 107 ff., Rn. 106 ff.
bzw. S. 130 ff., Rn. 142 ff.

8 EuGH, Rs. C-11/95, 1996, I-4115, Rn. 88 – Kommission/Belgien.
9 EuGH, Rs. C-340/89, Slg. 1991, I-2357, Rn. 16 ff. – Vlassopoulou/Ministerium für Justiz

u.a. Baden-Württemberg; Rs. C-238/98, Slg. 2000, I-6623, Rn. 33 – Hocsman; Rs. C-110/01,
Slg. 2003, I-6239, Rn. 30 – Tennah-Durez; Rs. C-274/05, Slg. 2008, I-7969, Rn. 30 – Kom-
mission/Griechenland; Rs. C-286/06, Slg. 2008, I-8025, Rn. 65 – Kommission/Spanien;
Schlussanträge GA V. Trstenjak, Rs. C-118/09, Slg. 2010, I-13627, Rn. 47 – Koller. Vgl. auch
Art. 53 AEUV (ex Art. 47 EGV).

10 EuGH, Rs.C-452/06, Slg. 2008, I-7681, Rn. 25 ff. – Synthon; ausführlich zur Entwick-
lung des Anerkennungsprinzips im Bereich der Arzneimittel S. Röttger-Wirtz, REALaw 13
(2020), 61 (63 ff.).

11 Vgl. vor den Harmonisierungsmaßnahmen EuGH, Rs. 16/78, Slg. 1978, 2293, Rn. 7 f. –
Choquet; nach den Harmonisierungsmaßnahmen EuGH, Rs. C-193/94, Slg. 1996, I-929,
Rn. 26 – Skanavi und Chryssanthakopoulos; Rs. C-230/97, Slg. 1998, I-6781, Rn. 41 –
Awoyemi; Rs. C-476/01, Slg. 2004, I-5205, Rn. 45 ff. – Kapper; Rs. C-195/16, ECLI:EU:C:
2017:815, Rn. 35, 45 – I; zu den Gründen für eine Versagung der Anerkennung eines von
einem anderen Mitgliedstaat ausgestellten Führerscheins s. insb. EuGH, Rs. C-1/07,
Slg. 2008, I-8571, Rn. 39 – Weber; Rs. C-184/10, Slg. 2011, I-4057, Rn. 33 – Gasser; Rs.
C-467/10, ECLI:EU:C:2012:112, Rn. 62, 65 – Akyüz; Rs. C-339/14, ECLI:EU:C:2015:333,
Rn. 30 – Wittman. Dazu näher M. Brenner, EuR 2010, 292 (293 ff.); H. Janker, DAR 2009,
181 (182 ff.); T. Oppermann/C. D. Classen/M. Nettesheim, Europarecht, 9. Aufl. 2021, § 26,
Rn. 17 f.; M. Schröder, REALaw 13 (2020), 37 (45 ff.).

12 In Steuersachen wird vielmehr der Schwerpunkt in der zwischenstaatlichen Koopera-
tion der Behörden vor dem Erlass eines Verwaltungsakts gelegt, sodass dem Anerkennungs-
grundsatz nur eine marginale Bedeutung beigemessen wird, S. Dorigo, REALaw 13 (2020),
109 (126 ff.).

13 Dazu s. unten unter 4. Kap., E. IV., S. 155 f.
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Rechtsstaatlichkeit  231, 239, 313 

Ordre-public-Vorbehalt  41, 44 f., 46, 

52 f. 

– unionsrechtlicher ~  208 ff., 270 

 

Parteienfinanzierung  287 

Prinzip der begrenzten Einzelermächti-

gung  191, 200, 255, 262, 274, 281, 

310 f., 326 

Prozeduralisierung  238, 257, 332 

 

Recht auf faires Verfahren  24, 44, 70, 

72, 111, 231, 240, 268, 270 
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Rechtsaufsicht  127, 153 f., 160 

– ~sunion  328, 333 

Rechtsbrüche  176, 219, 262, 267 

Rechtspluralismus  50, 204 f. 

Rechtsstaatlichkeitsaufsicht  273, 283, 

328, 333 

rechtsstaatsbezogene Mangel  273, 278 

Rechtsstaatsverordnung  4, 192, 288 ff., 

317, 328 

Rechtstreue  97, 167, 176, 183, 192, 

200 f., 331 

– Unions~  1, 85, 117, 146, 154, 167 f., 

172, 193, 199, 208, 214, 223, 259, 

273, 280, 297, 303, 330 

– Vermutung der ~  17, 86, 99, 114, 

117, 154, 180, 182, 188, 190, 203 

Rechtsverstoß  19, 173, 261 f.  

– Grund~  41, 54, 110 

– Unions~  300, 308 

Rückschrittsverbot  114, 187, 209, 

236 ff., 256, 305, 310, 312, 315 f., 

332 

 

Selbsteintrittsrecht  85, 137 f., 151 

soft law  282, 285 f. 

Souveränitätsübertragung  36, 182 

Systemische Mängel  70 ff., 86 ff., 91 ff., 

104, 107, 110 f., 156 f., 161, 200 f., 

278, 283, 285, 289, 295, 311 f., 315 f., 

325 f. 

– ~-Doktrin  260 ff. 

Systemvertrauen  166 ff., 176, 183, 208, 

259 f., 331 

 

transnationaler Verwaltungsakt  119, 

180 f., 217 

 

umgekehrter Vollzug  149 ff. 

Unabhängigkeit  

– der nationalen Aufsichtsbehör-

den  157 ff. 

– ~skriterium  320 ff. 

– richterliche  4, 231, 233, 236, 238 ff., 

267 ff., 321 

Unionsrecht 

– Autonomie des ~  35 

– Vorrang des ~  19, 65, 71, 210, 212, 

251 ff. 

– Einheit und Wirksamkeit des ~  65, 

213, 239, 252 

unionsrechtliche Ewigkeitsklausel  227 

unmittelbare Wirkung  15, 194  

– von Art. 19 Abs. 1 UAbs. 2 

EUV  251 ff. 

 

Verantwortungsverteilung  195, 201, 220, 

331 

Verbund  165 

– Informations~  218 

– Verfassungs~  163, 198 ff.,204, 210 

– Verwaltungs~  201  

– Werte~  226 

Verfahrensautonomie der Mitgliedstaaten 

siehe Grundsatz der mitgliedstaatli-

chen Verfahrensautonomie 

Verfassungsidentität  199, 204, 206, 

209 ff., 254 

Verfassungspluralismus  205 f., 209, 260, 

328 

Verlagerung des Grundrechtsschut-

zes  98, 112 f., 330 

Verrechnung  316 ff. 

vertikale Aufhebungsentscheidun-

gen  151 f. 

Vertragsakzessorietät  189, 194 ff. 

Vertragsverletzungsverfahren  4, 21, 82, 

122, 192, 283, 288, 293, 299, 302, 

304 ff. 

– systemisches  308 ff.  

Vertrauen  1 f., 10, 18, 30, 38, 43, 55, 

113, 118, 121, 126, 133, 145 f., 159, 

167 f., 170, 173 ff., 192, 220, 233, 

286, 302, 314  

– als Strukturprinzip der EU  3, 35, 

163 ff., 186, 195, 220 

– Aussetzung des ~s  80, 94, 207 f., 

212, 215, 221 

– Bezugspunkte des Vertrauens  1, 48, 

166 ff., 183, 259 

– blindes Vertrauen  18, 29, 55, 108, 

112, 114 f., 157, 171, 180, 221, 330 f. 

– Funktionen des ~  195 ff. 

Vertrauensbegriff  2 ff., 6, 9, 32, 41, 49, 

97, 166, 203, 206, 226, 297, 329 

Vertrauensbruch  171, 174, 200, 214 

Vertrauensfundament  192, 207 f., 221, 

240, 271, 273, 327, 332 
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Vertrauensstärkung  26, 76 f., 96, 126, 

128, 131 ff., 145 ff.,  216 f. 

Vertrauenswürdigkeit  1, 168 ff., 174, 

217, 219, 278 

Verwaltungskooperation  1, 14, 17, 19 f., 

180 f. 

Vielfalt  3, 195, 204 f., 220, 261, 331 

Vorabentscheidungsverfahren  4, 61, 100, 

152, 194, 201, 212, 239, 250, 253 f., 

304, 318 ff. 

Vorlageberechtigung  193, 319, 321 f., 

325 

 

Wertefundament  213, 274  

Wertehomogenität  204, 225, 274 

Wertentscheidung(en)  2, 47, 179, 210, 

213 

Wertepluralismus  256, 332 

Wertesicherung  3, 163, 195, 198 ff., 220, 

287, 297, 318, 327, 331 

Werteunion  225 ff. 

Werteverletzung(en)  208, 221, 332 

Wesensgehalt der Grundrechte  70, 72, 

111, 114 f., 201, 209, 212, 231, 240, 

270, 314 

wirksamer Rechtsbehelf  61, 89, 108, 

264, 313 

 

Zertifizierung  27 ff.
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